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IM NAMEN DES VOLKES 

GERICHTSBESCHEID 
VG 3 K 514/20.A 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

1. der Frau 
2. des 

Kläger, 

Prozessbevollmächtigte zu 1-2: Rechtsanwältin Anja Lederer, Hessische 
Straße 11 , 10115 Berlin , Az. : 50/20, 

gegen 

den Landrat des Landkreises . 

Beklagten, 

wegen Verteilung von Asylbewerbern 

hat die 3. Kammer des Verwaltungsgerichts Frankfurt (Oder) 

am 29. November 2021 
durch 
den Richter am Verwaltungsgericht  

für R e c h t erkannt: 

Der Beklagte wird unter Aufhebung des ablehnenden Bescheides vom 
14. Dezember 2020 und des hierzu ergangenen Widerspruchsbescheides 
vom 11 . Mai 2021 verpflichtet, die Auflage aufzuheben, die den Aufenthalts­
gestattungen beigefügt ist, die der Beklagte den Klägern erteilt hat, und die 
lautet: „Die Inhaberin/ der Inhaber ist verpflichtet, in der nachfolgend genann-
ten Einrichtung zu wohnen: · 

Der Beklagte trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens. 
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Der Gerichtsbescheid ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Be­
klagte kann die Vollstreckung der Kläger durch Sicherheitsleistung in Höhe 
der beizutreibenden Forderung abwenden, wenn nicht die Kläger zuvor Si­
cherheit in gleicher Höhe leisten. 

Tatbestand: 

Die _ geborene Klägerin zu 1 . ist 

14. Dezember 2018 gemeinsam mit Ihrer , 

Staatsangehörige und reiste am 

Tochter und ihrem 

Sohn - dem Kläger zu 2. - in die Bundesrepublik Deutschland ein, wo die 

ganze Familie die Gewährung internationalen Schutzes beantragte. Daraufhin wur­

den alle drei Familienmitglieder mit Zuweisungsentscheidung der Zentralen Auslän­

derbehörde des Landes Brandenburg (ZABH) vom 2019 dem vom Beklagten 

vertretenen Landkreis zugewiesen und aufgefordert, sich zu der Gemeinschafts-

unterkunft in der zu begeben. 

Für die Tochter wurde aufgrund ihrer bereits damals eingetretenen Volljährigkeit ein 

eigenes Asylverfahren durchgeführt; sie erhielt vom Beklagten folglich auch eine ei­

gene Aufenthaltsgestattung, die ebenso wie die Aufenthaltsgestattung, die den Klä­

gern erteilt wurde, mit der Auflage versehen war: „Die Inhaberin/der Inhaber ist ver­

pflichtet, in der nachfolgend genannten Einrichtung zu wohnen: 

Mit separaten Schreiben vom 6. Mai 2020 beantragten die Kläger einerseits und die 

Tochter der Klägerin zu 1. andererseits jeweils die kurzfristige Aufhebung der Wohn­

sitzauflage für die Gemeinschaftsunterkunft 1• Zur Begründung verwiesen 

sie zum einen darauf, dass die Einhaltung der Corona-Schutzvorschriften in der Ge­

meinschaftsunterkunft nicht möglich sei und zum anderen stützten sie den Antrag auf 

eine psychische Erkrankung der Klägerin zu 1., die an Depressionen leide. Für den 

Fall einer Ablehnung wurde bereits im Antragsschreiben die Stellung eines Eilantrags 

beim Verwaltungsgericht angekündigt. 

Die Kläger und die Tochter der Klägerin haben am 13. Mai 2020 gemeinsam 

die vorliegende Klage erhoben und zugleich die Gewährung von Prozesskostenhilfe 

beantragt sowie die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen die 

Wohnsitzauflagen. 
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Die den Klägern erteilte Aufenthaltsgestattung wurde hingegen vom Beklagten bis 

zum 23. Dezember 2021 verlängert, wobei der Kläger zu 2. aus der Aufenthaltsge­

stattung der Klägerin zu 1. gestrichen wurde und wohl aufgrund des zwischenzeitlich 

erreichten Alters eine eigene Aufenthaltsgestattung erhielt. An der umstrittenen Ver­

pflichtung zur Wohnsitznahme in der Gemeinschaftsunterkunft änderte sich nichts. 

Die Kammer hat den Klägern durch Beschluss vom 3. November 2021 mit Wirkung 

vom 8. Juni 2021 für das Klageverfahren 1. Instanz Prozesskostenhilfe ohne Raten­

zahlung bewilligt und den Rechtsstreit sodann mit Beschluss vom 11. November 

2021 dem Berichterstatter zur Entscheidung als Einzelrichter übertragen. 

Die Kläger beantragen schriftsätzlich , 

die Auflage zu der den Klägern erteilten Aufenthaltsgestattung mit dem 

Wortlaut: „Die Inhaberin I der Inhaber ist verpflichtet, in der nachfolgend 

genannten Einrichtung zu wohnen: 

sowie die Bescheide aufzuheben, mit denen der Beklagte den An­

trag der Kläger auf Aufhebung dieser Auflage abgelehnt hat. 

Der Beklagte beantragt schriftsätzlich , 

die Klage abzuweisen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vortrages der Beteiligten wird auf den Inhalt 

der Gerichtsakten und der Verwaltungsvorgänge Bezug genommen, die - soweit 

wesentlich - Gegenstand der Entscheidung des Einzelrichters waren. 

Entscheidungsgründe: 

A. Der Einzelrichter konnte nach Anhörung der Beteiligten durch Gerichtsbe­

scheid entscheiden, da die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher 

oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist (§ 84 der Verwaltungsge­

richtsordnung - VwGO). 

B. Die Klage hat vollumfänglich Erfolg. 

1. Insbesondere ist sie zulässig. 
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1. Was den Gegenstand der Klage anbelangt, war davon auszugehen, dass sie 

auf die Aufhebung der Auflage gerichtet ist, die die Kläger verpflichtet, in der Ge-

meinschaftsunterkunft in zu wohnen. 

a. Insbesondere der Vortrag des Beklagten gibt Anlass zu dem Hinweis, dass es 

sich bei dieser Auflage zur Aufenthaltsgestattung nicht um die kraft Gesetzes beste­

hende Wohnsitzauflage nach § 60 Abs. 1 S. 1 des Asylgesetzes (AsylG) handelt, die 

den Betroffenen verpflichtet, seinen gewöhnlichen Aufenthalt an einem bestimmten 

Ort, nicht aber in einer bestimmten Unterkunft zu nehmen. Die gegenüber den Klä­

gern ausgesprochene Verpflichtung, in einer bestimmten Unterkunft zu wohnen, 

greift vielmehr nicht kraft Gesetzes, sondern beruht auf einer konkreten behördlichen 

Entscheidung, die ihre Grundlage in § 60 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AsylG findet (vgl. zum un­

terschiedlichen Regelungsgehalt der Wohnsitzauflage einerseits und der Auflage 

nach § 60 Abs. 2 AufenthG andererseits auch: Beschluss der 4. Kammer vom 

15. Juni 2020 - VG 4 L 238/20 -, Seite 3 des Beschlussabdrucks). Nach§ 60 Abs. 2 

S. 1 Nr. 1 AsylG kann ein Ausländer, der nicht oder nicht mehr verpflichtet ist, in ei­

ner Aufnahmeeinrichtung zu wohnen , und dessen Lebensunterhalt nicht gesichert ist, 

u.a. verpflichtet werden, in einer bestimmten Wohnung oder Unterkunft zu wohnen. 

b. Diese Ermessensentscheidung ist nach § 60 Abs. 3 S. 5 AsylG vom Beklagten 

zu treffen , der als Ausländerbehörde für den Bezirk zuständig ist, in dem sich die von 

den Klägern zu beziehende Gemeinschaftsunterkunft befindet. Gegen 

ihn - und nicht gegen die ZABH - richtet sich folglich auch die vorliegende Klage. 

Die ZABH hat - entgegen der Auffassung des Beklagten, der sich noch im Schrift­

satz vom 11 . Mai 2021 auf die Bestandskraft einer von der ZABH in der Zuweisungs­

entscheidung vom 8. Juli 2019 getroffenen Entscheidung berufen hat - mit ihrer Zu­

weisungsentscheidung gegenüber den Klägern keine Verpflichtung ausgesprochen, 

in einer bestimmten Unterkunft zu wohnen. 

Der Regelungsgehalt der Zuweisungsentscheidung vom 8. Juli 2019 geht vielmehr 

nicht über die Entscheidungen hinaus, die von der ZABH gemäß § 50 Abs. 1 und 

Abs. 4 AsylG i.V.m. § 6 Abs. 1 des Landesaufnahmegesetzes (LAufnG) zu treffen 

und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen sind. Dies ist zum einen die Ent­

lassung der Kläger aus der Aufnahmeeinrichtung und zum anderen ihre Zuweisung 

zum Landkreis ·- (Satz 1 der Zuweisungsentscheidung) . Mit dem 
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zweiten Satz der Zuweisungsentscheidung hat die ZABH keine Auflage nach § 60 

Abs. 2 AsylG erlassen, sondern lediglich die gesetzliche Verpflichtung der Kläger aus 

§ 50 Abs. 6 AsylG konkretisiert, wonach sich der zugewiesene Ausländer unverzüg­

lich zu der in der Zuweisungsverfügung angegebenen Stelle zu begeben hat. Für 

dieses Verständnis spricht bereits der Wortlaut („Sie sind verpflichtet, sich .... zu be­

geben"). Es erscheint im Übrigen aber auch bei einer über den Wortlaut hinausge­

henden Auslegung nicht überwiegend wahrscheinlich, dass die ZABH in ständiger 

Praxis in allen von ihr getroffenen Zuweisungsentscheidungen konkrete Unter­

kunftsauflagen nach § 60 Abs. 2 AsylG regeln würde, obwohl die Zuständigkeit für 

solche Auflagen durch § 60 Abs. 3 S. 5 AsylG ausdrücklich den örtlichen Ausländer­

behörden zugewiesen ist. Soweit der Einzelrichter der 4. Kammer dies anders gese­

hen hat (vgl. Beschluss vom 15. Juni 2020 - VG 4 L 238/20 -, Seite 3 des Be­

schlussabdrucks), folgt der Einzelrichter dieser Auffassung - wie bereits zuvor die 

Kammer bei Erlass des Beschlusses über die Bewilligung von Prozesskostenhilfe -

nicht. 

Gegenstand der Klage ist vor diesem Hintergrund keine von der ZABH erlassene 

Auflage, sondern die vom Beklagten in die Bescheinigungen über die Aufenthalts­

gestattungen der Kläger aufgenommenen Auflagen betreffend das Wohnen in der 

Gemeinschaftsunterkunft. 

c. Im Ergebnis der gebotenen Auslegung nach § 88 VwGO unter Berücksichti­

gung des gesamten Inhalts der Klageschrift begehren die Kläger, die ihnen jeweils 

erteilte Auflage mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben, weil sie nicht länger in einer 

Gemeinschaftsunterkunft wohnen wollen. Sie können dieses Begehren statthafter 

Weise mit einer Klage verfolgen, deren Ziel es ist, den Beklagten zu verpflichten, die 

Verpflichtung der Kläger zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft aufzuheben 

(zur Statthaftigkeit einer Verpflichtungsklage mit dem Ziel der Aufhebung einer 

Wohnsitzauflage: OVG für das Land Brandenburg , Beschluss vom 30. April 2003 - 4 

B 412/02 -, Seite 4 des Beschlussabdrucks und OVG Berlin-Brandenburg, Be­

schluss vom 4. April 2016 - OVG 12 N 22.16 -, Seite 2 ff. des Beschlussabdrucks). 

d. Der Einzelrichter hat - wie bereits zuvor die Kammer - keinen Zweifel, dass 

Auflagen nach § 60 Abs. 2 AsylG als belastende Nebenbestimmungen eines begün­

stigenden Verwaltungsakts (nämlich der Aufenthaltsgestattung) selbstständig aufge-
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hoben oder geändert werden können. Aufenthaltsgestattungen können nämlich 

grundsätzlich auch ohne Auflagen nach § 60 Abs. 2 AsylG ergehen. 

e. Die antragsgemäße Aufhebung dieser Auflage würde - entgegen dem Vortrag 

des Beklagten - auch nicht zur Obdachlosigkeit der Kläger führen . Denn sie lässt die 

Verpflichtung des Beklagten aus § 9 Abs. 1 S. 1 LAufnG unberührt, die ihm im Rah­

men des Verteilungsverfahrens zugeteilten Kläger in einer (anderen) Einrichtung der 

vorläufigen Unterbringung unterzubringen. Nur scheidet in diesem Fall eine Unter­

bringung in einer Gemeinschaftsunterkunft aus, sodass die Kläger in anderen Ein­

richtungen (etwa in einem Wohnungsverbund oder in einer Übergangswohnung) un­

tergebracht werden müssten. Es steht dem Beklagten frei, zu erwägen, ob er in zu­

künftige Bescheinigungen über die Aufenthaltsgestattung eine entsprechend geän­

derte Unterkunftsauflage aufnimmt. Verpflichtet ist er hierzu nach der Ermessens­

vorschrift des§ 60 Abs. 2 AsylG nicht. 

2. Eine bestandskräftige Ablehnung des Antrags der Kläger vom 6. Mai 2020 

(auf Aufhebung der Auflage), die der Zulässigkeit der Verpflichtungsklage entgegen­

stehen könnte, ist nicht ersichtlich. Die Klage war vielmehr zunächst unmittelbar nach 

Stellung des Antrags beim Beklagten als Untätigkeitsklage erhoben worden . Nach 

Ablehnung dieses Antrags mit Bescheid des Beklagten vom 14. Dezember 2020 und 

Zurückweisung des hiergegen erhobenen Widerspruchs mit Widerspruchsbescheid 

vom 11. Mai 2021 haben die Kläger ihre Klage entsprechend geändert und die ableh­

nenden Bescheide mit Schriftsatz vom 8. Juni 2021 fristgerecht in den vorliegenden 

Rechtsstreit einbezogen. Auch nach gründlicher Prüfung bestehen keine Bedenken 

gegen die Sachdienlichkeit dieser Klageänderung(§ 91 Abs. 1 VwGO). 

3. Offenbleiben kann schließlich, ob es sich - angesichts dessen, dass schon die 

zuvor am 23. September 2019 erteilte Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung 

mit einer Unterkunftsauflage versehen war - bei der Übernahme der (im Hinblick auf 

den Ort unveränderten) Unterkunftsauflage in die zuletzt erteilten Bescheinigungen 

über die Aufenthaltsgestattung vom 10. Dezember 2020 um erneute Regelungen 

oder lediglich um eine Wiederholung der fortgeltenden Auflage vom 23. September 

2019 handelt (vgl. auch hierzu OVG für das Land Brandenburg, Beschluss vom 

30. April 2003 - 4 B 412/02 - , Seite 4 des Beschlussabdrucks und OVG Berlin­

Brandenburg , Beschluss vom 4. April 2016 - OVG 12 N 22.16 - , Seite 2 ff. des Be-
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schlussabdrucks). Denn auch wenn man im vorliegenden Fall von einer bloßen Wie­

derholung der Unterkunftsauflage ausgeht, würde eine etwaige Bestandskraft (die im 

Übrigen wegen des Fehlens einer Rechtsbehelfsbelehrung ausgeschlossen sein 

dürfte) jedenfalls nicht die Zulässigkeit eines Antrags auf Aufhebung der Auflage für 

die Zukunft aufgrund geänderter Umstände hindern, wie ihn die Kläger im vorliegen­

den Fall gestellt haben. Folgerichtig hat auch der Einzelrichter der 4. Kammer in sei­

nem im Eilverfahren VG 4 L 238/20 ergangenen Beschluss vom 15. Juni 2020 den 

Antrag der Kläger auf vorläufigen Rechtsschutz jedenfalls mit dem Ziel einer Ände­

rung der Auflage für die Zukunft als zulässig angesehen, obwohl er von einer Be­

standskraft der Auflage ausgegangen war. 

II. Die aufgrund all dessen zulässige Verpflichtungsklage ist zwischenzeitlich 

auch begründet. 

Denn - unter Berücksichtigung des mit Schriftsatz vom 8. Juni 2021 vorgelegten Be­

fundberichtes - ist die Aufrechterhaltung der Unterkunftsauflage im konkreten Fall 

rechtswidrig und verletzt die Kläger in ihren Rechten (§ 113 Abs. 5 S. 1 VwGO). 

1. Dies ergibt sich zwar nicht aus besonderen Gefahren, die die Kläger aus der 

Unterbringung in der Gemeinschaftsunterkunft unter den Bedingungen der Covid-19-

Pandemie abgeleitet haben. Insoweit macht sich der Einzelrichter - wie bereits zuvor 

die Kammer im Beschluss vom 3. November 2021 - die zutreffenden Gründe des im 

Eilverfahren VG 4 L 238/20 ergangenen Beschlusses der 4. Kammer vom 15. Juni 

2020 zu eigen . Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass mittlerweile auch für die Klä­

ger die Möglichkeit einer Impfung bestehen dürfte; wenn sie sie nicht schon genutzt 

haben. 

2. Dass die ablehnenden Entscheidungen des Beklagten rechtswidrig sind , ergibt 

sich aber aus der psychischen Erkrankung der Klägerin zu 1. 

Der Beklagte hatte insoweit in seinem Widerspruchsbescheid vom 11 . Mai 2021 

selbst festgestellt, es stehe aufgrund der Aussage der behandelnden Ärzte außer 

Frage, dass die Klägerin zu 1. an einer psychischen Erkrankung leide. Er hat ferner 

auch berücksichtigt, dass es sich deshalb bei der Klägerin zu 1. um eine schutzbe­

dürftige Person im Sinne von Art. 21 der „Richtlinie 2013/33/EU zur Festlegung von 

Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen" 
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Kindern in Form verbaler Auseinandersetzungen". Hierbei führten „die Defizite im 

Rahmen der Erkrankung in Kombination mit der alltäglichen Belastung im Rahmen 

der Wohnsituation" dazu, dass die Konflikte weder innerhalb der Familie noch im 

Rahmen einer gemeinsamen Konsultation der Familie in der PIA deeskaliert werden 

könnten. Somit sei im konkreten Fall zu beobachten, dass die Lebensumstände, ins­

besondere die Bedingungen der Wohnsituation mit Lärm und fehlenden Rückzugs­

möglichkeiten bereits zu gesundheitlichen Schäden geführt hätten. Bei anhaltender 

Unterbringung unter den aktuellen Bedingungen werde aller Wahrscheinlichkeit nach 

die depressive Symptomatik weiter zunehmen, die PTBS weiter chronifizieren und 

die Su izidgefahr weiter steigen. Dies werde auf absehbare Zeit auch in der aktuell zu 

leistenden Behandlung nicht zu kompensieren sein. Die aktuellen Bedingungen der 

Gemeinschaftsunterkunft schadeten der Patientin und ihren Kindern. Eine reizärmere 

Wohnsituation , beispielsweise durch Unterbringung in einer eigenen Wohnung, sei 

unerlässlich , um eine (Teil-)Remission zu erreichen. 

Ausgehend von diesen Ausführungen der behandelnden Fachärztin liegen im Fall 

der Klägerin zu 1. die tatbestandlichen Voraussetzungen vor, unter denen § 9 Abs. 4 

S. 2 LAufnG schutzbedürftigen Personen einen Anspruch auf Unterbringung außer­

halb einer Gemeinschaftsunterkunft einräumt. Ist dies aber der Fall, dann reduziert 

sich auch das - dem Beklagten im Zusammenhang mit der Entscheidung über die 

Aufnahme einer Unterkunftsauflage in die Aufenthaltsgestattung der Kläger durch 

§ 60 Abs. 2 Nr. 1 AsylG eröffnete - Ermessen auf null, sodass im Ergebnis nur die 

Aufhebung der Verpflichtung zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft ermes­

sensgerecht ist und der Beklagte - dem Begehren der Kläger folgend - zu einer ent­

sprechenden Entscheidung zu verpflichten war. 

3. Der Kläger zu 2. teilt als minderjähriger Sohn der Klägerin zu 1., die für ihn 

sorgeberechtigt ist, das Schicksal seiner Mutter. 

C. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

Das Verfahren ist gemäß § 83b AsylG gerichtskostenfrei. Denn es handelt sich um 

eine Streitigkeit nach dem Asylgesetz. Die Beteiligten streiten nämlich um die Ver­

pflichtung der Kläger, für die Dauer ihrer Asylverfahren in einer bestimmten Unter­

kunft zu wohnen. Diese Verpflichtung findet ihre Grundlage in den oben ange­

sprochenen Vorschriften des Asylgesetzes. 
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Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 1, Abs. 2 

VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO. Die Berufung ist nicht zuzulassen, da keiner 

der in § 124 Abs. 2 Nr. 3 oder Nr. 4 VwGO genannten Gründe vorliegt, § 124a Abs. 1 

Satz 1 VwGO. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Gerichtsbescheid kann bei dem Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder), 
Logenstraße 13, 15230 Frankfurt (Oder) Zulassung der Berufung oder mündliche 
Verhandlung beantragt werden. 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Ge­
richtsbescheides zu beantragen. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Frankfurt 
(Oder), Lagenstraße 13, 15230 Frankfurt (Oder) zu stellen. Der Antrag muss den an­
gefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen; in ihm sind ferner die Gründe darzule­
gen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Vor dem Oberverwaltungsgericht müs­
sen sich die Beteiligten durch nach § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung zu­
gelassene Bevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für den Antrag auf Zulas­
sung der Berufung. 

Ein stattdessen möglicher Antrag auf mündliche Verhandlung ist bei dem Verwal­
tungsgericht Frankfurt (Oder) innerhalb der vorgenannten Frist zu stellen . 

 

Beglaubigt 

 .,,(-. 
Verwaltu ngsgerr 




